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Gerd Coldewey, KV Wesermarsch 
 

Diese Änderung soll im Antrag die Begründung vollständig ändern.  
 

Eine bäuerliche Landwirtschaft kann nur durch eine differenzierte Preispolitik erhalten 

bleiben !          
 
Die bäuerliche Landwirtschaft in Niedersachsen befindet sich seit vielen Jahren in einer 
schweren wirtschaftlichen Krise. Entlassen von der Politik in die sogenannte freie 
Marktwirtschaft sollen unsere Bäuerinnen und Bauern ständig ihre Produktion steigern, um 
weltweit in Konkurrenz  mit ihren Leidensgenossen zu treten. Wachsen oder Weichen ist seit 
Jahrzehnten das Motto der großen Parteien auch in Niedersachsen. Hunderttausende von 
bäuerlichen Höfen sind dabei bundesweit auf der Strecke geblieben. Ihre Produktion wurde 
„unrentabel“ und sie konnten mit den Weltmarkpreisen nicht mehr mithalten. 
 
Doch der Weltmarkt kennt keine Preise für Umwelt, Natur, Tierwohl und Verbraucherschutz, 
und so bleiben auch die, mit unseren Bäuerinnen und Bauern, auf der Strecke. Die sattsam 
bekannten Skandale zum Beispiel in der Massentierhaltung sind die Folge davon, dass wir der 
bäuerlichen Landwirtschaft eine Entlohnung vorenthalten, die ihr ein ausreichendes 
Einkommen sichert. Die Schere zwischen der kleinbäuerlichen Landwirtschaft auf der einen 
Seite und dem agrarindustriellen Sektor auf der anderen Seite ist zu groß geworden, um einen 
gemeinsamen ausreichenden Erzeugerpreis zu finden, der den jeweiligen Wert der Ware 
honoriert. Unterschiedlichste Prämien sollen seit Jahren die Ungleichheiten glätten, aber es 
findet in Wahrheit eine weitere Umverteilung der Geldmittel nach oben statt. 
 
Nur eine differenzierte Preispolitik, die Grundmengen deutlich besser bezahlt, kann die 
bäuerliche Landwirtschaft erhalten. Mit gestaffelten Milchpreisen zum Beispiel können auch 
kleinere Höfe vom Wachstumszwang befreit werden. Eine gerechte Entlohnung unserer 
Bäuerinnen und Bauern ist der Schlüssel für mehr Tierwohl, Umwelt- und Artenschutz und 
Verbraucherschutz. Nur eine solche Landwirtschaft kann ökologisch und sozial 
zukunftsgerecht sein. 
 
Eine andere Agrarpolitik fängt schon im Kleinen bei uns vor der Haustür an. In unseren 
Kommunen gibt es eine Reihe von Möglichkeiten, eine regionale und umweltverträgliche 
Landwirtschaft zu stärken. 
 
Durch die frühzeitige Änderungen der Flächennutzungspläne können die Kommunen in 
vielen Fällen den Bau von weiteren Massentierställen verhindern. 
 
Durch stärkeren Druck auf die Grundstücksverkehrsausschüsse in den Landkreisen kann ein 
stärkeres Ansteigen der Boden- und Pachtpreise verhindert werden. Mit der Feststellung einer 
ungesunden Bodenkonzentration können auch „landarme“ Bauerhöfe ihre Produktions-
grundlage Boden halten. 
 
Durch die Aufstellung eines Straßen- und Wegeplans können die Kommunen reine 
landwirtschaftliche Wege aus der Widmung nehmen. Durch die Gründung von 
Wegegenossenschaften sind die Bauern in den meisten Fällen in der Lage, diese Wege 
deutlich günstiger zu erhalten. Dies gilt besonders für die Kommunen mit einer 
Straßenausbausatzung. 



 
Im Gegensatz zu allen öffentliche Bekundungen nimmt die Direktvermarktung gerade der 
kleineren landwirtschaftlichen Betriebe ab. Durch zu hohe Anfangsauflagen durch die 
Veterinärämter in den Landkreisen und Städten können sie die Investionskosten nicht 
schultern. Die Erstellung eines Stufenplans kann den wirtschaftlichen Druck von den 
Betrieben nehmen. 
Die Küchen kommunaler Einrichtungen werden angehalten, vorrangig auf die Produkte 
örtlicher Direktvermarkter zurück zu greifen. Die Küchen sollten wieder in eigener Regie 
betrieben werden. Cateringsfirmen sollten durch entsprechende Ausschreibungen auch dazu 
verpflichtet werden auf regionale bäuerliche Produkte zu setzen. 
 
Biogasanlagen sollten nur noch genehmigt werden, wenn sie die Abgaswärme sinnvoll der 
Kommune (Fernheizung) oder Dritten zur Verfügung stellen. Vorrangig müssen diese 
Anlagen mit landwirtschaftlichen Abfällen betrieben werden. 
 
DIE LINKE setzt sich für eine umweltverträgliche Nutzung der kommunalen und staatlichen 
Wälder, Gewässer und Meeresränder ein. Sind müssen abgabenfrei zur Erholung der 
Bevölkerung, dem Schutz von Umwelt und Tier dienen. Diese Flächen dürfen nicht 
geschädigt oder verringert werden. 


